
 
 

 

Bericht des Vorstands zu Punkt 6 der Tagesordnung 
(Beschlussfassung über die Schaffung eines genehmigten 
Kapitals I): 
 
 
 
Die Ermächtigung des Vorstands, das Grundkapital nach Maßgabe von § 5 Abs. 2 der 
Satzung zu erhöhen (genehmigtes Kapital I), läuft am 28. April 2015 aus. Zu Punkt 6 der 
Tagesordnung schlagen Vorstand und Aufsichtsrat deshalb die Schaffung eines neuen 
genehmigten Kapitals I vor, das zur Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlagen ermächtigt 
und materiell der derzeit bestehenden Ermächtigung entspricht. 
 
Das genehmigte Kapital I soll die Gesellschaft in die Lage versetzen, in den sich wandeln-
den Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Da 
Entscheidungen über die Deckung ihres Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen 
sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der jährlichen 
Hauptversammlung oder von der langen Einberufungsfrist einer außerordentlichen Haupt-
versammlung abhängig ist. Mit dem Instrument des genehmigten Kapitals hat der Gesetz-
geber diesem Erfordernis Rechnung getragen. Die wichtigsten Gründe für die Inanspruch-
nahme eines genehmigten Kapitals sind die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die 
Finanzierung von Beteiligungserwerben. Das genehmigte Kapital ist ein in der Unter-
nehmenspraxis übliches und praxiserprobtes Instrument. 
 
Wird das genehmigte Kapital I ausgenutzt, wollen wir unseren Aktionären grundsätzlich ein 
Bezugsrecht einräumen. In den nachfolgenden Fällen soll der Vorstand nach Maßgabe der 
vorgeschlagenen Erneuerung der Ermächtigung allerdings berechtigt sein, dieses Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen. Diese Fälle sind in dem Beschlussvorschlag unter 
Punkt 6 der Tagesordnung im Einzelnen genannt und werden im Folgenden näher erläutert. 
 
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, im 
Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsverhältnis 
darstellen zu können. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge würden 
insbesondere bei einer Kapitalerhöhung um runde Beträge die technische Durchführung der 
Kapitalerhöhung und die Ausübung des Bezugsrechts erheblich erschwert. Die als freie 
Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder 
durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet. Da sich der Ausschluss des Bezugsrechts insoweit nur auf Spitzenbeträge 
beschränkt, ist ein etwaiger Verwässerungseffekt gering. 
 
Weiterhin soll das Bezugsrecht der Aktionäre zugunsten der Inhaber von Wandel- und 
Optionsschuldverschreibungen ausgeschlossen werden können. Hintergrund dieser 
vorgeschlagenen Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ist, dass 
Wandlungs- bzw. Optionsbedingungen nach der Marktpraxis regelmäßig Bestimmungen 
enthalten, nach denen im Fall einer Kapitalerhöhung unter Wahrung des Bezugsrechts aller 
Aktionäre auf neue Aktien der Wandlungs- bzw. Optionspreis nach Maßgabe einer 
sogenannten Verwässerungsschutzklausel zu ermäßigen ist, wenn den Inhabern der 
Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen nicht ein Bezugsrecht in dem Umfang 
eingeräumt werden kann, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts 
bzw. Erfüllung der Wandlungspflicht zustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält der 
Vorstand die Möglichkeit, bei der Ausnutzung der genehmigten Kapitalien unter sorgfältiger 
Abwägung der Interessen zwischen beiden Alternativen zu wählen. Das dient der leichteren 
Platzierung der Teilschuldverschreibungen und damit den Interessen der Gesellschaft und 
ihrer Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft.  
 



Der Vorstand ist aus den aufgezeigten Gründen der Auffassung, dass der Ausschluss des 
Bezugsrechts auch unter Berücksichtigung des gegebenenfalls eintretenden Verwässe-
rungseffektes im Interesse der Gesellschaft liegt. 
 
Hinzu kommt, dass der Vorstand von den unter Punkt 6 der Tagesordnung erteilten 
Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts nur in einem solchen Umfang 
Gebrauch machen darf, dass der anteilige Betrag der insgesamt unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegebenen Aktien weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 
Ermächtigungen noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigungen 20 % des 
Grundkapitals überschreitet. Außerdem findet eine Anrechnung auf die vorstehend 
genannte 20 %-Grenze statt, sofern während der Laufzeit des genehmigten Kapitals I bis zu 
seiner Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von 
Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der 
Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das 
Bezugsrecht ausgeschlossen wird. Die Aktionäre werden auf diese Weise zusätzlich gegen 
eine Verwässerung ihrer bestehenden Beteiligungen abgesichert. 
 
Pläne für eine Ausnutzung des genehmigten Kapitals I bestehen derzeit nicht. Der Vorstand 
wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe 
neuer Aktien und gegebenenfalls zum Ausschluss des Bezugsrechts im Interesse der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist. Er wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung 
der Ermächtigung sowie über die konkreten Gründe für einen etwaigen Bezugsrechts-
ausschluss berichten. 
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